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Vereinbarung
Zwischen der

Politischen Gemeinde X
und

Z (Service- und Messunternehmen) 

[Name und Adresse]

im Folgenden Unternehmen genannt

wird folgende Vereinbarung betreffend die Durchführung der Emissionsmessung im Rahmen der periodischen Feuerungskontrolle gemäss Art. 13 Abs. 3 der Luftreinhalteverordnung (SR 814.318.142.1) abgeschlossen:

1.
Das Unternehmen ist befugt, in der politischen Gemeinde X aufgrund von Aufträgen der Anlageninhaber periodische Emissionsmessungen an Feuerungsanlagen für Heizöl "Extra leicht", Gas und Holz durchzuführen.


Die Emissionsmessungen dürfen nur von Fachleuten vorgenommen werden, die über die notwendigen Ausbildungsprofile für die Durchführung der Feuerungskontrolle gemäss Messempfehlungen Feuerungen verfügen
.

2.
Die Durchführung der Emissionsmessungen hat gemäss den jeweils geltenden Messempfehlungen Feuerungen
 des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) und nach Möglichkeit während der Heizperiode zu erfolgen.

3.
Die Messungen sind vollständig zu protokollieren und spätestens 30 Tage nach erfolgter Messung zusammen mit dem Computermessstreifen der Fachstelle für Feuerungskontrolle der Standortgemeinde einzureichen.
4.
Ist eine der in den Ziff. 1 bis 6 vorgenannten Bedingungen nicht erfüllt, wird die Emissionsmessung nicht anerkannt. In diesem Fall wird durch die Fachstelle eine für den Anlageninhaber kostenpflichtige Emissionsmessung durchgeführt.

5.
Das Unternehmen fordert die Anlageninhaber derjenigen Feuerungsanlagen, welche die geltenden Grenzwerte überschreiten, unmittelbar nach der Emissionsmessung auf, durch ein ermächtigtes Service- und Messunternehmen innert 30 Tagen eine Einregulierung einschliesslich Nachmessung durchführen zu lassen und den Rapport über die Nachmessung umgehend der Fachstelle zuzustellen. 

6.
Zur Deckung der administrativen Aufwendungen der Fachstelle sowie der Stichprobenerhebung entrichtet das Unternehmen der Fachstelle pro Emissionsmessung einen Beitrag zur Deckung der administrativen Aufwendungen sowie der Kosten für die Stichproben. 


Die Höhe dieses von der politischen Gemeinde festgesetzten Beitrages beträgt bei Inkrafttreten dieser Vereinbarung CHF xx.--. Eine Anpassung ist jeweils auf Beginn eines Kalenderjahres möglich und wird von der politischen Gemeinde dem Unternehmen einen Monat im Voraus schriftlich mitgeteilt. 

7.
Diese Vereinbarung tritt nach der gegenseitigen Unterzeichnung in Kraft und gilt bis Ende des Kalenderjahres. Erfolgt durch keine der Parteien eine Kündigung, so wird sie stillschweigend um ein Jahr verlängert. Die ordentliche Kündigungsfrist beträgt drei Monate.

8.
Bei Nichteinhalten dieser Vereinbarung kann sie die politische Gemeinde mit einer Kündigungsfrist von einem Monat auf jedes Monatsende kündigen.

9.
Sind periodische Emissionsmessungen durch ermächtigte Service- und Messunternehmen infolge einer Änderung des kommunalen Reglements über Luftreinhaltemassnahmen nicht mehr möglich, gilt dieser Vertrag mit Inkrafttreten der Reglementsänderung als aufgelöst.

10.
Die Zuständigkeit zur Behandlung von Streitigkeiten über die Erfüllung dieser Vereinbarung richtet sich nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1)

......................... [Ort und Datum]

......................... [Ort und Datum]

POLITISCHE GEMEINDE X
Z (Service- und Messunternehmen) 

GEMEINDERAT X

Der Gemeindepräsident:

......................... [Name]
......................... [Name]

Die Gemeinderatsschreiberin:

......................... [Name]
� 	Vollzugshilfe «Emissionsmessung bei Feuerungen für Öl, Gas und Holz», BAFU 2018


� 	derzeit: Vollzugshilfe «Emissionsmessung bei Feuerungen für Öl, Gas und Holz», BAFU 2018





